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“Verkündet
am 1. Oktober 196%

I m _Na m e_n d e 5 V o_l k e s j_„;l

In Sachen dfi

' Klägers_und Revisionsklägers‚

«;t gegen_.

' Beklagte und Revisionsbekl&gte‚

Beigeladene und Revisionsklägérih: '

hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 1. Oktober 196h,

an der mitgewirkt haben '

Senatspräsident Dr. H a u e 1 s e n
als Vorsitzender, 1

' Bundesrichterin Dr. S c h w a r z und

= Bundesrichter
_

S o n n e n b e r g ‘ °

'. t' " als weitere Berufsrichtér,

., Bundessozialrichter L e h m k u h 1 und
fff;7 Bundessozialrichter Dr. N e u m e n n

‘"=D als ehrenamtliche Richter, ;'““'"
_ruf Recht erkannt:

Die ReV1Sionen des Klägers und der Beigeladenen

gegen das Urteil des Hessischen Landessozial—

gerichts vom ?. Nevember 1961 werden zurück-

gewiesen.
_ _ _

'
_

l"
„ _

Die Beigeladene hat dem Kläger zwei Drittel der

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.;g■l_—

f“'V-o n. R e c h tds :- u'e g e n.}lif
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_Mit Bescheid vom 16. Oktober 1958 géWährte die Beklagte dem

_Kläger, geboren am 1A. Juni 1898, auf seinen Antrag ab 1. Juni

1958 das vorzeitige Altersruhegeld (5 25 Abs. 2 des Angestellten;

'versicherungsgesetzes —AVG- ) wegen Vollendung.des 60. Lebans-
ljahres und Arbeitslosigkeit seit Juli 1956; sie berücksichtigte

;dabei 36 Monate der bis 31. Dezember1956 mit Pflichtbeiträsen
„belegtenZeit als ”pauschale_Ausfallzeit".Mit der Klagebegehrte
ider Kläger die Berücksichtigung längerer Ausfallzeiten durch die°

'Beigeladene, nämlich von Zeiten der Arbeitslosigkeit in den Jahre

1926/1927, 1928/1929und 1930bis 1935, und die Gewährungeiner“
höheren Rente durch die Beklagte.

Das-Sozialgericht (SG) Kassel

verurteilte am 11. Mei 1960 die Beigeladene und die Beklagte nach

dem Klagantrag. Die Beigeladene legte Berufung ein. Sie bean—

tragte Aufhebung des Urteils des SG und Klagabweisung; die Be-

klagte schloß sich diesem Antrag an; beide Versioherungsträger

wandten sich im wesentlichen dagegen, daß das SG Ausfa112eiten

berücksichtigt habe, die nicht im Sinne von Art._2 5 1H des

Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) "nach—

gewiesen" seien; während seiner Arbeitslosigkeit in den Jahren
1926/1927 sei der Kläger auch nicht bei einem "deutschen Arbeiter
amt" im Sinne von 5 1259 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungs-

ordnung —RVO—(= 5 36 Abs. 1 Nr. 3 AVG) arbeitslos gemeldet

gewesen, weil es vor dem Inkrafttreten des Gesetzes über Arbeit8€

vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) am 1. Oktober '

1927}keine "deutschen Arbeitsämter" im_Sinne dieser Vorschrift
888eben habe. Am 7. November 1961 erließ das Hessische Landes—

sozialgericht (LSG) fölgendes Urteil:

"Auf die Berufung der Beigeladenen wird das Urteil

des Sozialgerichts Kassel vom 11- Mai 1960 abge-
,

ändert.
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Die Beklagte wird verurteilt, anstelle der pauschal

berücksichtigten Ausfallzeit von 36 Monaten im

Bescheid vom 16. Oktober 1958 die Zeiten vom
'8

1. Oktober 1928 bis 19. September 1929 und vom

27. Juni 1930 bis 25. August 1935, letzteren ':
Zeitraum abzüglich 20 Wochen, die_als Beitrags-

zeiten berücksichtigt sind, als Ausfallzeit bei

der Rentenberechnung zu berücksichti gen.ggäfügg

Die Beigeladene wird verurteilt, die vorgenannten

Zeiträume als Ausfallzeiten anzuerkennen.«„=

_
Im übrigen wird die

Berufung
zuruekgeW1esen.

Die Beigeladene hat dem Kläger die außergericht-i
lichen Kosten zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.■„

Es führte im wesentlichen aus: An den "Nachweis" im Sinne voni

Art 2 $ 14 ArVNG sei_en keine strengeren Anforderungen zu

stellen als an den "Beweis" im Sinne der Zivilprozeßordnung

(ZPO), der Nachweis könne nicht nur durch Versicherungsunter--
“lagen, sondern auch durch Arbeitsbescheinigungen und Zeugen-

-auss agen erbracht werden; diesen Nachweis habe der Kläger '

durch die Aussagen der Zeugen für die behauptete Arbeits-_ff

losigkeit in denJahren 1928/1929und 1950bis 1935- aus-ff
genommen 20 Wochen, die bereits als Beitragezeiten berück- ”

_sichtigt seien - erbracht. Dagegen sei die Zeit der Arbeits-

losigkeit vor dem 1. Oktober.1927 nicht als Ausfallzeit.zu

berücksichtigen, weil es "deutsche Arbeitsamter" im Sinne "

von 5 1259 RVG (= 5 36 AVG) erst seit,demilnkrafttreten des_
AVAVGvom 1. Oktober 1927 an gebe. ' ' ' " '

Das Urteil wurde dem Kläger und der Beigeladenen am 18. De-

zember 1961, der Beklagten am 23. Dezember 1961 zugestellt.

Am 30. Dezember_1961 legte der Kläger Revision'ein, er béane

tragte,_ ' „ ' '
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unter teilweiser Aufhebung des Urteils des LSG

die Beklagte zu verurteilen, auch die Zeit vom -

7. März 1926 bis #. August 1927 als Ausfall;eit
Izu berücksichtigen.j

Zur Begründung trug er vor, schon die ArbeitenachweiSämter im
Sinne des Arbeitsnachweisgesetzes Vom 22. Juli 1922 hätten im

wesentlichen die Funktionen der seit 1. “Oktober 1927 bestehenden

Arbeitsämter gehabt; es entspreche der sozialpolitiSchen Tendenz

des 5 1259 Abs. 1 Nr. ) RVO, auch diese Ämter als "deutsche"

Arbeitsamter■ anzusehen.

Am 16. Januar 1962 legte auch die Beigeladene Revision ein;7'
sie beantragte,

das angefochtene Urteil aufzuheben‚ soweit
es die

Berufung (der Beigeladenen) gegen das Urteil des

SG Kassel vom 11. Mai 1960 zurückweist, und auf

die Berufung das Urteil des SG Kassel vom 11. M81

1960 in vollem Umfange aufzuheben un_d die Klage
abzuweisen‚

hilfsweise‚'

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sachef

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das?

_Hessische LSG zurückzuverweisen.f

“Zur Begründung trug sie Vor, ..Q.. die Auffassung des LSG.

daß "Nachweis" im Sinne von_Art. 2 5'14 ArVNGnichts anderes
Übedeute als "Beweis? im Sinne-der„2P0. seien keine schwer-«
-wiegenden Bedenken zu erheben; es lasse sich auch die Aura"

fassung vertreten, daß sich die im.Fremdrentengesetz (PRO)-
_und in der Verordnung vom 5. März 1960 zugelassene Glaubhaft-

machung von Versicherungszeiten, für die_die Versicherungs-
unterlagen fehlen, auch auf Ausfallzeiten erstrecke; das LSG

habe sich aber jedenfalls zu Unrecht damit be3n■gt, festzue;„
stellen, daß der Kläger in den fraglichen Zeiten arbeitslosü;
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“gewesen sei, es habe nicht ausreichend geprüft, ob durch
.

„die Zeiten der Arbeitslosigkeit eine versicherungspfliche

tige Beschäftigung oder Tätigkeit unterbrochen worden sei

'und ob der Kläger die im Gesetz genannten Unterstützungs-

leistungen bezogen habe; der Kläger sei in 'der' Zeit vor

dem1. Oktober 1927 auch nicht bei einem "deutschen Arbeits—‘
amt" als Arbeitsuchender gemeldet:gewesen{;

Die Beklagte beantragte,

die Revision des Klägers als unbegründet zurück-

zuweisen.

Sie verwies insbesondere auf 5 29 Abs. 1 PRO, wonach Ausfalle

zeiten nur Zeiten nach dem 30. September 1927 sein können,

im übrigen schloß sie sich der Ansicht der Beigeladenen an.

Der Kläger beantragte,“

die Revision der BeigeladenenZurückzuweisenei

Die Beigeladene beantragte.

die Revision des Klägers zurückzuweisen:‚

ÖIIÄ

Die Revisionen des Klägers und der Beigeladenen sind zu-
.liissig (@@162 Abs. 1 Nr. 1, 16h des Sozialgerichtsgesetzes

-SGG- ). Sie sind jedoch nicht begründet .

sachlich—rechtlich ist das LSG davon ausgegangen, der "Nach—f

weis" längerer Ausfallzeiten im Sinne von'Art% 2 5.14 Satz 1,
2. Halbsatz ArVNGkönne.mit allen zur Führung”dés-"Beweises"‘

im Sinne der ZPO geeigneten Beweismitteln erbracht werden.

Diese Auffassung des LSG ist richtig. Bereits in deh Urteile

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 2. November 1963 (SozH_i;

Nr. 8 zu Art. 2 5 1a ArVNG)ist ausgeführt} bei demnach "‘
Art. 2 5 14 APVNGerforderlichen Nachweis längerer als der

„
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f"pauschal"ran2urechnendén”Ausfallzeiténlb53tehefjedénfallg_

;insoweit keine Beschränkung auf_ bestimmte Arten von Beweis—

mitteln, als es sich um Zeiten der Arbeitslosigkéit im Sinne

des 5 1259 Abs. 1 Nr. } RVG handle. Auch der erkennénde Senat

hat in dem Urteil vom 17. März 196ü (SozR Nr. 1 zu 5 19 FRG)

dargelegt, daß "Nachweis" _im Recht der Sozialversicherung grund—‘

“sätzlich nichts anderes ist als "Beweis" und daß deshalb, sofern

jim Recht der Sozialversicherung nicht ausdrücklich zum Nachweis'

fnur bestimmte Beweismittel zugelassen sind, der Nachweis mit '

'allen zulässigen Beweismitteln geführt werden kann, also nicht g

nur durch "einschlägige"_Urkunden, Wie etwa Versicherungskarten;

sondern durch Urkunden jeder Art, also auch durch Arbeits—v
bescheinigungen, und insbesondere auch durch Zeugen; dagegen’

reicht die Glaubhaftmachung solcher_längerer Ausfallzeiten

nicht aus; dem "Beweisnotstand"‚ in_dem sich der Versicherte
_im Hinblick auf oft lange in der Vergangenheit zurückliegende

Ausfallzeiten befindet, wird für den Regelfall durch Anrechnung

der "pauschalen" Ausfallzeit (Art. 2 5 14 ArVNG, Satz 1. 1. Halb-;
satz) vom Gesetz Rechnung getragen; eine für den Versicherten

günstigere Anrechnung ist — als Ausnahme - an den Nachweis 5'

“geknüpft. Das LSG ist auch zu
Recht davon'ausgégangen‚ daß

'"längere Ausfallzeiten" im Sinne von Art. 2 5 1A_ArVNG
nur

anrechnungsfähige Ausfallzeiten im Sinne von © 1259 EVO sein

können (vgl. BSG 17, 129; Urteil_des-erkennenden Senats vom

-17. März 1964, Sein Nr. 9 zu Artfj2 5_14 ArVNG).Es hat schließ
lich auch zutreffend angenommen, daß Zeiten der Arbeitslosig-

keit - auch wenn die sonstigen Voraussetzungen des 5_1259 AbeK■

*Nr. 3 BVD vorliegen —, insoweit nicht Ausfallzeiten im Sinne'

‚dieser Vorschrift und damit auch nicht im Sinne von Art. 2'
;5 1A ArVNG sein können, als es sich Um-Zeiten_vor dem 1. Ok-
jtober 1927 - demZeitpunkt des Inkrafttretens des AVAVGvom _;f16 Juli 192? (BGBl I, 187) -handelt. "Deutsche ArbeitsamteP"
rsind nicht, wie der Kläger meint,7 schon die "Ämter" dewesen,'*
-die vor dem Inkrafttreten des AVAVG die Aufgaben wahrgenommen
haben, die seit dem Inkrafttreten.dieses Gesetzes den Arbeits—
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'ämtern
übertragen sind. Zwar ist schon am 13°7November 1918

für das Reichs_gebiet die Verordnung über Erwerbslosenfür—

sorge (BGBl I, 1305) ergangen und der Arbeitsnachweis hat

durch das Arbeitsnachweisge5et2 vom 22:1Juli 1922 (BGBl I,
657) erstmals eine reichsgesetzliche Regelung gefundeniff5

(vgl. zur geschichtlichen Entwicklung Draeger—Buchwitz-“'_
Schoencfelder‚ AVAVG, Einführung I, 8 ff‚7III, 25 ff). Dies"

hat aber nichts daran geändert, daß Erwerbslosenfürsorge und
_Arbeitsnachweis Aufgaben der Gemeinden'und im Grundsatz orga_if

nisatorisch voneinander getrennt geblieben Sind und daß Unter—9

schiedehinsichtlich der Voraussetzungenfür die Gewährungvon'
Unterstützungsleistungen und auch im Meldeverfahren bestanden -
haben. Eine systematische Verbindung des Arbeitsnachweises'undj

der Gewährung von Leistungen an Arbeitslose und eine einheit-

liche Organisation für die "Träger" dieser Aufgaben hat erst
das AVAVG vom 16. Juli 1927 gebracht; erst von_seinem Inkraft—

treten am 1. Oktober 1927 an hat es als einheitliche "Träger;m
der öffentlichen nrbeitsvermittlung und ArbeitslosenVersicheé

rung im deutschen Reich" die Reichs a.nstalt für Arbeitsvermitt—

lung und Arbeitslosenversicherung mit der Gliederung in die

Hauptstelle, die Landesarbeitsämter und "die Arbeitsämter"

gegeben (55 1, 2 AVAVG)‚erst von diesem Zeitpunkt an kann'
deshalb von "deutschen Arbeitsämtern" als für das damalige_
Reichsgcbiet einheitlich Organisierten deutschen Behörden'

gesprochen werden. Auch'in'5'221"■bsgl1 AVAVG ist bestimmt,
ceß die bestehenden nrbeitsnachweisämter der Réichsanstalt

angegliedert‘ 'werden" und daß "die_ öffentlichen Arbeits- '
nachweise die Arbeitsämter werden"

, wobei den Zeitpunkt

der Eingliederung der Arbeitsnachweisämter7(abgesehen vom '
Reichsamt) der Präsident der Reichsanstalt bestimmt“hat;Q

Wenn in 5 222 AVAVG—gesa5t'ist;°daßfdie'Arbeitsnachweis—ii

ämter, "auch so lange sie noch nicht in die Reichsanstaltl

eingegliedert sind",. die Aufgaben durchführen, "die‘den
;

Gliedern der Reichsanstalt nach 'dem Gesetz obliegen"
, 3°

bezieht sich dies nur auf die Übergangszeit vom Inkraft-_
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treten des AVAVGbis zur "Eingliederung" der 'Arbeit3nachweis-

ämter, es läßt aber nicht den Schluß zu, 'daß die Arbeitshachwe1s—'

ämter auch schon für die Zeit vor dem Inkrafttreten des AVAVG _

den Arbeitsämtern .haben gleichgestellt werden sollen (aA Jantz—‘

Zweng——Eicher, Das neue Fremd— und Auslandsrentenrecht, 2 Aufl.,

Anm. 3 zu 5 29 FR®. Der Begriff "deutsche Arbeitsämter“ im Sinne_

von 5 1259 Abs. 1 Nr. } RVG = 5 36 Abs. 1_Nr. 3-AVG muß auch,;

nachdemSinnundZweckdieserVorschriftenausgelegtwerden.?
Die Ausfallzeiten sollen zwar - ebenso—wie die Ersatzzeiten —5

grundsätzlich dem Ausgleich der versicherungsrechtlichen Nach-"

teile dienen, die dem Versicherten durch eine unfreiwillige und

unverschuldete Unterbrechung der Beitragsleistung entstanden' '

sind; soweit es sich um Zeiten der Arbeitslosigkeit handelt,'

ist dieser Zweck aber nicht dadurch verwirklicht worden, daß

allgemein nachweisbare Zeiten der Arbeitslosigkeit als Ausfall-_

z eiten bestimmt worden sind; neben den anderen Tatbestandsmerk—

malen verlangt das Gesetz.vielmehr die' 'Meldung bei einem deut-

schen Arbeitsamt" erkennbar deshalb, weil damit auf ein einheit-

lich gei*égeltbs und regelmäßig leicht nachprüfbares "Indiz" der

Arbeitslosigkeic has abgestellt werden sollen; auch dieses Tat-

bestandsmerkmal kann erst von dem Zeitpunkt an-gegeben sein, von
dem an es einen einheitlichen Begriff der ”Arbeitslosmeldung"

undeine für dasReichsgebieteinheitliche Organisationder
Durch: ührung der Meldekontrolle bei den Arbeitsämtern gibt Für

diese Auslegung spricht schließlich auch 5 29 FRG, wonach für_

den von diesem Gesetz erfaßten Personenkreis nur Zeiten der '

Arbeitlesigkeit "nach dem 30. September 1927" —'also vom In-
krafttreten des_AVAVG an — Ausfallzeiten sein können; da nach '

der Begründung zu dieser Vorschrift (Deutscher Bundestag,

3. Wahlperiode, Drucks. 1109) auch insoweit grundsätzlich eine
Gleichstellung des Personenkreises dieses Gesetzes mit den'

Wanderen Versicherten hinsichtlich der Berücksichtigung von
.'Ausfallzeiten hat durchgeführt werden sollen, wäre die Ein-"

führung des 30. September 1927 als "Stichtag" , bis zu den
Zeiten der Arbeitslosigkeit nicht Ausfallzeiten sein können,

_unverständlich, wenn nicht 'auch; von.diesem "Stichtag" für das
1V0rhandensein von Ausfallzeiten bei' anderen‘Versicherten auszu-
fgehen wäre._

- .'.

""9

' '.-
.

__‘t‘:.'___‘._
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Da das LSG sonach zu Recht die Berufung'_ des Klägers, mit

der er die Anrechnung von Zeiten der ArbeitSlosigkeit auch

in den Jahren 1925/1926 begehrt hat, schon deShalb zurück—
.gewiesen hat, weil der Kläger in dieser Zeit nicht bei einem"

"deutschen Arbeitsamt" als Arbeitsuchender gemeldet gewesenff

ist, ist die Revision des Klägers unbegründet und zurückzu—j_

weisen ($ 170 Abs,_1 Satz 1 SGG)L{

Soweit es sich um die Revision der Beigeladenen handelt;é

bleibt zunächst noch zu prüfen, ob das LSG zu Recht fest?

gestellt hat, daß der Kläger die tatsächlichen Vorauséä■f
_setzungen erfüllt, auf die es rechtlich für die Anrechnung
.

weiterer Ausfallzeit€n ankommt. Insoweit handelt es sich im

1:esent110hen um die Jürdigung der Beweise durch das LSG, die

iür das EEG bindend ist, es sei denn, daß zulässige und be— -
gründete Revisionsrügen in bezug auf die tatsächliche Fest-};

stellung des LSG geltend gemacht sind (5 163 SGG). Das LSG _

hat jedenfalls nicht die GrenzenseinesRechts,dasGesamt;„j
ergebnis des Verfahrens frei zu würdigen (5 128 SGG;ÄBSG-2,f

236 ff) überschritten, wenn es den Nachweis der vom Kläger *7
geltend gemachten Zeiten der Arbeitslosigkeit in den Jahren
1928/1929 und 1930 bis 1935 auf Grund der Angaben.der Zeugen

und der eigenen zeitlich präzisen Angaben des Klägers in Ver—i

bindung mit den vom Kläger vorgelegten Arbeitsbescheinigungen_

als erbracht angesehen hat. Daß der Kläger in-der Zeit von"dé

1928 bis 193A nur in den durch Arbeitsbescheinigungen be--

legten Zeiten Arbeit gehabt hat und in der übrigen Zeit 73"
lbeim Arbeitsamt als Arbeitsloser gemeldet gewesen ist, hat

das LSG aus den Angaben insbesondere der Zeugen Svmäßßw■m %

‚und [commentnehmen dürfen; für die Zeit ab Mitte 1934 bis ?

August 1955 haben dies die Zeugen P““""‘-W- """"""""und H““ "
.jbestätigt. Das mc hat insoweit auch als ger1chtsbekannc

' annehmen dürfen, daß Gewerkschaftsangehörige und Sozial-‘

-demokraten — wie der Kläger und die Zeugen - häui‘ig auch

nach 1935 zunächst noch arbeitslos geblieben und erst ver-f

'hältnismäßig spät in Arbeit vermittelt worden.sind, es hat

> . ‘ _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


auch diese Erfahrung bei der-Würdigung des Gesamtergebnisses

des Verfahrens.berücksichtigen dürfen. Das LSG hat aus den Aus-

sagen der Zeugen auch entnehmen dürfen, der Kläger habe in die-

sen Zeiten der Arbeitslosigkeit Leistungen der in 5 1259 Abs. 1

Nr. } EVO genannten Art, nämlich_Arbeitslosenunterstützung,v

Krisenunterstützung und - für die Zeit ab 1933 - Unterstützung

aus der öffentlichen Fürsorge (“vom Wohlfahrtsamt ) bezogen;_‘

die Rüge der Beigeladenen, der Kläger habe den Bezug solcher '

Unterstützungen "überhaupt nicht nachgewiesen", greift nicht’1

durch. Die Beigeladene hat auch nicht gerügt, das LSG habe zu

Unrecht festgestellt, daß der Kläger in den Zeiten seiner Arbeitsé

losigkeit arbeitsfähig und arbeitswillig ge■esen sei,

Das LSG ist allerdings nicht eingegangen auf die Frage, ob auch'

die Voraussetzungen dafür vorliegen, daß diese längeren Ausfall—_
zeiten‘ 'anzurechnen“ sind; dies ist Fnur. dann der Fall, wenn auch

die Voraussetzungen vorliegen, unter denen Ausfallzeiten im ' l

Sinne von Art. 25 14 ßrVNG nach': 5 1259 Abs .71 Nr. —} RVO anrech-i

nun „sfähig sind (vgl. Urteil des BSG vom 17 März 196“ SOZR

Nr. 9 zu Art. 2 5_14 ArVNG‚_BSG„17, 129). Auf diese Frage hat

das LSG aber nicht ausdrücklich eingehen müssen, weil dies nicht

streitig gewesenist{'die Beklagte_hatals mit Pflichtbeiträgen3?
belegte Zeiten zwischen dem-Eintritt.intdie'Versicherung (1915) 7

und dem Eintritt des Versioherungsfalls (1958) 358 Monate er—

mittelt, die letzten Pflichtbeiträge sind vor dem 1. Januar 19571

entrichtet'worden; von diesen Zeiten sind_sowohl_die Beklagte
_

als auch die Beigeladene ausgegangen, da sie die "pauschale Aus—;

fallzeit" mit 56 Monaten (===ein Zehntel aus 358 Monaten) errech-

net haben; mit diesen Zeiten ist-die“Anrechnungsfähigkeit der ;„
festgestellten Ausfallzeiten nachgewiesen_gewesen. Das LSG hathr

ferner berücksichtigt, däß"die*2eiten'derIArbeitslosigkeit erst
vom Ablauf der sechsten Woche an als' Ausfallzeiten angerechnet

werden dürfen. Es hat schließlich auch nicht ausdrücklich darauf_

eingehen müssen, ob durch die Zeiten der Arbeitslosigkeit eine

versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit des Klägers

"unterbrochen" worden ist; soweit das LSGunterstellt hat, der-
_Kläger sei im Jahre_1928 "unmittelbar" im Anschluß an seine
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+?113+

“damals letzte Beschäftigung bei der Firma HeWWWJWWWÜ
& °W —und ebenso wieder im Jahre 1930 _"unmittelbar

im
Anschluß

an seine Beschäftigung bei dieser Firma

arbeitslos geworden; sind begründete Revisionsrügen
ldem Vorbringen der Beigeladenen nicht zu entnehmen;

das LSG hat insoweit schon deshalb keine weiteren
_

Ermittlungen anstellen müssen, weil von der„Meldung

des Klägers beim Arbeitsamt'auchlder _Unterstützungs9

bezug des Klägers abhängig gewesen i3t und nichts'1»

dafür spricht, daß demKläger in. diesenZeiten andere;
Mittel als die Unterstützungsleistungen des Arbeits-

amts und der Fürsorgebehörde zur Bestreitung seines '

Lebensunterhalts zur Verfügung gestanden hätten‚ insä

bos ondere nicht etwa Mittel aus einer selbständigen
Tätigkeit. Demnach ist auch die Revision der Beige-

'_

ladencn unbegründet und zurückzuweiseni(5'l7o.Abs. 1'

Satz 1 soo)‚

Die Entscheidung über die Kosten beider ReVisionenf

beruht auf 5 195 366.1
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